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(T)  Textteil - Planungsrechtliche Festsetzungen (F)
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

R 1.1 Rechtsgrundlagen der Bauleitplanung (R)
R 1.1.1 Baugesetzbuch (BauGB)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist.

R 1.1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

R 1.1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV)
In der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),
die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025
(BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist.

R 1.2 Die Festsetzungen des Bebauungsplanes nehmen weiterhin Bezug auf weitere Rechtsgrundlagen:

R 1.2.1 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) In der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I
Nr. 4) geändert worden ist.

R 1.2.2 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) Vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel

48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323)
geändert worden ist.

R 1.2.3 Bundesbodenschutzgesetz
(BBodSchG) Vom 17. März 1998 (BGBI. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7

des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert
worden ist.

R 1.2.4 Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg
(LplG)  In der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBl. 2003 S. 385, 230), zuletzt

geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl.
2025 Nr. 71)

R 1.2.5 Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg
(LEP 2002) Verordnung der Landesregierung über die Verbindlicherklärung des

Landesentwicklungsplans 2002 vom 23.07.2002

R 1.2.6 Regionalplan Heilbronn-Franken 2020
(rp) Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Heilbronn-

Franken hat am 24. März 2006 auf Grundlage von § 12 Abs. 7 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 10.Juli 2003
(GBl. S. 385) den Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 als
Satzung beschlossen.

R 1.2.7 DIN 18005-1, Schallschutz im Städtebau
Teil 1 Grundlagen und Hinweise für die Planung

Berücksichtigung des Schallschutzes im Städtebau, Ausgabe
Mai 1987

DIN 18005-1, Beiblatt 1 Berechnungsverfahren - Schalltechnische Orientierungswerte
für die städtebauliche Planung
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A 1.0  Arten umweltbezogener Informationen (Referenzliste)

A 1.1 Schutzgut Biotope und Arten
Kartendienst der LUBW zu Natur und Landschaft: Auswertung
des Plangebietes und des Umfeldes bezüglich
- Offenlandbiotopkartierung
- Naturschutzgebieten
- Landschaftsschutzgebieten
- FFH-Gebieten
- Vogelschutzgebieten
- Fließgewässernetz
- Grundwasser und Wasserschutzgebiete
- Lärmkartierung 2022

Straßenlärm LDEN (24 Stunden)
Straßenlärm LNight (22 - 6 Uhr)

Grünordnungsplan mit Kompensationsmaßnahmen
Ingenieurteam Jouaux PartGmbB

A 1.2 Artenschutz
Fachbeitrag Zauneidechse im Bereich Acker Wendelsmühle in
Grünsfeld
Bearbeiter: Dipl. Biol. Volkhard Bauer

Lange Steig 13
97941 Tauberbischofsheim

A 1.3  Schutzgut Mensch
Geoportal des Landes Baden-Württemberg: Auswertung
des Plangebietes und des Umfeldes bezüglich
- Hochwasserrisikogebiete
- Überschwemmungsgebiete
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G 1.0 Räumlicher Geltungsbereich
Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines räumlichen Geltungsbereichs fest (§ 9 Abs.7 BauGB). Im
Geltungsbereich des Bebauungsplans "Wendelsmühle" wird in Ergänzung der Planzeichnung Folgendes
festgesetzt:

F 1.0 Planungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

F 1.1 Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) Siehe auch Eintragung in der Nutzungsschablone im Planteil (P):

Gliederung Dorfgebiet (MD) gemäß § 5 BauNVO
Wohngebiet (WA) gemäß § 5 BauNVO

F 1.2 Allgemeine Zweckbestimmung
(§ 1 Abs. 3 BauNVO) Im Dorfgebiet sind folgende Arten von Nutzungen gemäß § 5 BauNVO

allgemein zulässig:

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die
dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude,

2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden
Nutzgärten und landwirtschaftliche Neben-erwerbsstellen,

3. sonstige Wohngebäude,
4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse,
5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie

Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
6. sonstige Gewerbebetriebe,
7. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle,

soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
8. Gartenbaubetriebe,

Im Wohngebiet sind folgende Arten von Nutzungen gemäß § 4 BauNVO
allgemein zulässig:

1. Wohngebäude,
2. Läden, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Schank- und

Speisewirtschaften,
3. sonstige Gewerbebetriebe,
4. Geschäfts- und Bürogebäude,
5. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke.

F 1.3 Festsetzung
(§ 1 Abs. 5 BauNVO) Im Dorfgebiet sind Tankstellen nicht zulässig.

F 1.4 Ausschluss
(§ 1 Abs. 6 Nr.1 BauNVO) Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO

und § 5 Abs.3 BauNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans.
F 1.5 Maß der baulichen Nutzung

(§9 Abs.1 Nr.1 BauGB,
§§ 16 bis 21a BauNVO) Siehe auch Eintragung in der Nutzungsschablone im Planteil (P):

F 1.5.1 Grundflächenzahl
(§ 16 Abs.2 Nr.1 BauNVO) 0,35 / 0,6

F 1.5.2 Höhe baulicher Anlagen
(§ 16 Abs.2 Nr.4 BauNVO, Siehe Eintragung im Planteil (P).
 § 9 Abs.3 BauGB)

Es werden Gebäudehöhen (GH) festgesetzt.
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Gebäudehöhe (GH) max. Bestand: 9,50 m / 15,00 m
Neubau: 3,50 m
Die maximale Gebäudehöhe wird als höchster Punkt einer baulichen
Anlage definiert. Dieser wird ab der Bezugshöhe auf der Erdgeschoss -
Fußbodenhöhe (EFH) gemessen.

Den Bauantragsunterlagen ist mindestens ein Geländeschnitt
beizufügen, aus dem neben der Darstellung des gewachsenen und des
geplanten Geländeprofils, auch die Höhenlage des Vorhabens und der
Erschließungsanlagen, angegeben in Meter ü. NN, hervorgehen.

F 1.5.3 Bezugspunkt der Höhe baulicher Anlagen
(§18 Abs.1 BauNVO) Erdgeschoss – Fußbodenhöhe (EFH)

Sämtliche Höhen baulicher Anlagen werden ab EFH ermittelt. Das
Erdgeschoss eines Gebäudes ist das Geschoss, welches das erste
Vollgeschoss gemäß § 20 BauNVO ist. Der Fußboden des
Erdgeschosses (EFH) ist mit 0,00 m anzugeben. Diese Höhe ist jeweils
auch in Metern über NN anzugeben. Zur Ermittlung steht ein
Höhenbezugspunkt im Plangebiet zur Verfügung. Der vorhandene
Kanaldeckel ist im Planteil (P01) in der Lage eingezeichnet und mit einer
Höhenangabe von 251,62 m üNN (BZP) ausgewiesen.
Die zur Erreichung der gewählten Höhenlage des Erdgeschosses
notwendigen Abgrabungen und Aufschüttungen sind zulässig.

F 1.6 Bauweise
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 BauNVO) Siehe auch Eintragung im Planteil (P): o und ao

offene und abweichende offene Bauweise
In der abweichenden offenen Bauweise darf die Länge der in § 22 Abs.2
Satz 1 BauNVO bezeichneten Hausformen insgesamt 60,0 m betragen.

F 1.7 Überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, § 23 BauNVO) Siehe auch Eintragung im Planteil (P).

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt.
Bauliche Anlagen für Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren
Flächen zulässig.

F 1.8 Garagen, Carports
(§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB, §12 BauNVO) Siehe auch Eintragung im Planteil (P).

Garagen und Carports (Überdachte Stellplätze) sind nur innerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zu den öffentlichen
Verkehrsflächen ist ein Grenzabstand von mind. 2,5 m einzuhalten.

F 1.9 Nebenanlagen
(§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB, §14 BauNVO) Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs.1 BauNVO sind auch außerhalb

der überbaubaren Flächen zulässig, sofern diese vom öffentlichen Raum
abgewandt sind. Nebenanlagen für Kleintierhaltung sind im Plangebiet
zulässig.

F 1.10 Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr. 4, 11 und Abs.6 BauGB) Siehe auch Eintragung im Planteil (P):

Grünbachstraße
Es besteht eine öffentliche Verkehrsfläche als Zufahrt zu den
Grundstücken.
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F 1.11 Aufschüttungen, Abgrabungen
(§ 9 Abs.1 Nr. 26 BauGB) Siehe auch Eintragung im Planteil (P):

Durch die Herstellung des Straßenkörpers entstehen Böschungen, die in
die Privatgrundstücke hineinreichen. Diese sind von den Eigentümern zu
dulden. Die Angrenzer dürfen höhengleich an die Erschließungsstraße
anschließen. Dadurch entfällt die Pflicht der Duldung.

Aufschüttungen und Abgrabungen zur Modellierung der Topografie des
Hanggrundstückes sind zulässig.

F 1.12 Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr. 15 i.V.m. Nr.25a BauGB) Siehe auch Eintragung im Planteil (P):

F 1.12.1 Private Grünflächen
Die nicht überbauten Flächen sind als private Grünflächen anzulegen
und gärtnerisch zu unterhalten.

F 1.13  Pflanzbindungen
(§9 Abs.1 Nr.25a BauGB) Siehe Eintragung im Planteil.

F 1.13.1 Pflanzbindung 1 (PFGe 1)
(§ 9 Abs.1 Nr. 25 b BauGB) Im Bereich der Pflanzbindung 1 sind bestehende Bäume gemäß

Gehölzliste (G) zu erhalten und zu unterhalten. Die Pflanz- und
Erhaltungsbindung auf bestehenden Acker- und Grünflächen sind als
Flächen für Streuobst festgesetzt. Dort sind auch Neupflanzungen
vorgegeben.

F 1.13.2 Pflanzbindung 2 (PFG 2)
(§ 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB) Im Bereich der Pflanzbindung 2 sind vorhandene Hecken und Sträucher

zu erhalten und zu unterhalten. Es sind auch Neupflanzungen
vorgegeben, die unter Wahrung des Nachbarrechts (NRG BaWü) zu
pflanzen und zu unterhalten sind.

F 1.13.3 Gehölzliste (G)
Es gilt die Gehölzliste für Pflanzungen in der freien Landschaft des
Landratsamtes des Main-Tauber-Kreises, welche sich im Anhang
befindet. Bei der Anpflanzung gilt:

 auf heimische Arten achten
 keine Zier- und Zuchtsorten verwenden

Die Gehölzpflanzen dürfen durch heimische Hochstammobstbäume
ersetzt werden. Die Gehölzliste befindet sich im Anhang zur
Begründung.

F 1.14 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

F 1.14.1 Straßen- und Wegbeleuchtung
Im Plangebiet sind zur Beleuchtung von Erschließungswegen- und
straßen nur Lampen mit einem insektenfreundlichen (abgeschirmte
Leuchten mit geschlossenem Lampengehäuse), UV-armen und
energiesparenden Lichtspektrum oder LED - Beleuchtung zulässig.

F 1.14.2 Materialauswahl
Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind durch Beschichtung oder in
ähnlicher Weise (z.B. dauerhafte Lackierung) gegen eine Verwitterung
und damit gegen eine Auslösung von Metallbestandteilen zu behandeln.
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F 1.15 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur u. Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

F 1.15.1 Regenwasserbewirtschaftung
Das Regenwasser von Dachflächen ist auf den privaten
Baugrundstücken breitflächig zu versickern oder zu sammeln und
gedrosselt an den Kanal abzuleiten. Dabei sind die nachbarlichen
Belange zu beachten. Zisternen, in denen Regenwasser eingeleitet und
gespeichert sowie genutzt wird, sind zulässig.
Die Niederschlagsabflüsse von Dächern, die nicht breitflächig versickert
werden sollen, sind über ein getrenntes Leitungssystem Zisternen auf
dem jeweiligen Baugrundstück zuzuleiten. Soweit technisch möglich und
sinnvoll dürfen auch die Niederschlagsabflüsse von anderen befestigten
Oberflächen den Zisternen zugeleitet werden. Das Fassungsvermögen
der Zisternen muss bei Einleitung von Dachwässern so ausgelegt sein,
dass mindestens 6 cbm als Rückhaltevolumen bereitstehen. Dieses
Volumen dient der Pufferung von Abflussspitzen bei Starkregen-
ereignissen. Das im Puffer gespeicherte Wasser muss zeitverzögert,
innerhalb von 6 Stunden, gleichmäßig in den Mischwasserkanal
abgegeben werden. Beim Bau und Betrieb von Zisternen sind die
geltenden DIN-Normen und Technischen Regeln z.B. DVGW
Arbeitsblätter einzuhalten Es darf keine Verbindung zwischen der
Trinkwasserinstallation und der Brauchwasserinstallation bestehen (§ 17
Abs.6 TrinkwV 2001).

F 1.15.2 Bodenschutzmaßnahmen
Der auf den Baugrundstücken bestehende Mutterboden ist auf dem
Grundstück selbst zu erhalten. Der durch Aushub anfallende
Mutterboden ist auf dem Grundstück zu lagern und in den privaten
Grünflächen wieder einzuarbeiten. Dies kann auch in Form einer
Aufschüttung als Erdwall erfolgen.

F 1.16 Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich in den Eingriff des Naturhaushaltes
(§ 9 Abs.1a BauGB)
Kompensationsmaßnahmen Es sind Flächen für interne Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt:
K 1 „Zisterne“
K2 „Blühwiese“
K3 „Erdwall“

Diese Maßnahmen sind bei Vorhabensumsetzung verbindlich
umzusetzen. Die Maßnahmen werden dem Grundstück 10123,
Gemarkung Grünsfeld, als interne Kompensationsmaßnahmen
zugeordnet. Siehe Eintragung im Grünordnungsplan.

F 1.17 Ordnungswidrigkeiten
(§ 213 BauGB) Ordnungswidrig handelt, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben

macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, wer Pfähle, Pflöcke
oder sonstige Markierungen, die Vorarbeiten dienen, wegnimmt,
verändert, unerkenntlich macht oder unrichtig setzt und wer die im
Bebauungsplan festgesetzten Bindungen für den Erhalt und Bepflanzung
mit Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen dadurch
zuwiderhandelt, dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder
zerstört werden.

F 1.18 Inkrafttreten
(§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB) Gemäß § 10 Abs.3 Satz 4 tritt mit der Bekanntmachung der Bebauungs-

plan in Kraft. Zuvor ist der Bebauungsplan durch die untere
Baurechtsbehörde zu genehmigen.

Es folgen Örtliche Bauvorschriften
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(Ö)   Örtliche Bauvorschriften
(§ 74 LBO)

Ö 1.0 Rechtsgrundlagen des Bauordnungsrechts
Ö 1.1 Landesbauordnung Baden-Württemberg Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der

(LBO) Fassung vom 16. März 2026 (GBl. 2026, Nr. 44)

Ö 1.2 Die Gemeindeordnung B-W
(GemO) In der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 2000,581, ber. S. 698),

letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 18. November 2025 (GBl. 2025
Nr. 124).

Ö 2.0 Die Festsetzungen des Bebauungsplanes nehmen weiterhin Bezug auf weitere Rechtsgrundlagen:

Ö 2.1 Ökokonto-Verordnung
ÖKVO Verordnung des Umweltministeriums über die Anerkennung

und Anrechnung vorzeitig durchgeführter Maßnahmen zur
Kompensation von Eingriffsfolgen.
Vom 19. Dezember 2010, letzte berücksichtigte Änderung:
geändert durch Artikel 48 der Verordnung vom 21. Dezember
2021 (GBl. 2022 S. 1, 7)

Aufgrund von § 74 LBO werden aufgrund baugestalterischer Absichten folgende örtliche Bauvorschriften erlassen:

Ö 2.0 Äußere Gestalt baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Ö 2.1  Fassadengestaltung
Entsprechende Gestaltung unter Einsatz von
 Putz/ Holz/ Ziegel/ Naturstein/ Sichtbeton/ Glas
Metallverkleidungen sind nur untergeordnet zulässig.

Ö 2.2  Farbgebung
Verputzte Außenwände sind in Weiß oder in gedeckten Farbtönen zu
gestalten. Verkleidete Außenwände aus Holz benötigen keinen
Farbanstrich und können natürlich verwittern.

Ö 2.3  Dachgestaltung
Die im Planteil (P) eingetragenen Dachformen sind zulässig:
Siehe Eintragung in der jeweiligen Nutzungsschablone im Planteil
 FD= Flachdach/ begrünte Dächer
 SD=  Satteldach
 WD= Walmdach
 PD= Pultdach
 TD= Tonnendach

Ö 2.4  Dachneigung
Siehe Eintragung in der jeweiligen Nutzungsschablone im Planteil

Ö 2.5  Dachdeckung
Die Dachdeckung bestehender Dächer orientiert sich an den Vorgaben
zur Dachdeckung:

Die Flachdächer sind mit Abdichtung und Kiesschüttung zulässig.
Satteldächer und Walmdächer der historischen Bausubstanz sind mit
rötlichen Ziegeln oder Biberschwanz zu decken. Für weitere Dächer sind
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Wellpatten oder rötliche Trapezbleche zulässig. Pultdächer sind mit
rötlichen Wellplatten oder Trapezblechen zu belegen.

Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Attiken und Mauerabdeckungen sind
durch Beschichtung oder in ähnlicher Weise (z.B. dauerhafte
Lackierung) gegen eine Verwitterung – und damit gegen eine Auslösung
von Metallbestandteilen – zu behandeln.
Elemente zur Sonnenenergienutzung sind grundsätzlich zulässig.

Ö 3.0 Anlagen der Außenwerbung, Automaten
(§ 74 Abs.1 Nr.2 LBO)  Gewerbliche Fremdwerbung im Freien ist unzulässig. Automaten mit

regionalen Produkten sind ausnahmsweise zulässig. Werbung an der
Stätte der Leistung ist gemäß Landesbauordnung BW zulässig

Ö 4.0 Gestaltung der unbebauten Flächen
(§ 74 Abs.1 Nr.3 LBO)

Ö 4.1 Freiflächen
Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sind als
Grünflächen überwiegend mit gebietsheimischen Pflanzen, Bäumen,
Hecken und Sträuchern zu bepflanzen und gärtnerisch zu pflegen. Die
Anlage von Steingärten (monotone, flächige Steingärten durch die
Ausbringung von Schotter, Kies, Steinen, Findlingen, Glassteinen oder
sonstigen künstlichen Materialschüttungen) ist nicht zulässig.

Ö 4.2  Einfriedigungen
Die Höhe der Einfriedungen darf max. 1,5 m betragen. Massive Sockel
sind bis max. 0,5 m zugelassen. Historische Mauer- und Toranlagen
stellen als Einzelelemente eine Ausnahme dar.

Ö 4.3  Hecken
Hecken sind als heimische Arten zulässig. Es gilt § 12 Abs.1-3 NRG
BW. Bestehende Hecken sind als Einfriedigung zulässig.

Ö 4.4  Stützmauern
Stützmauern sind im gesamten Gebiet und auch außerhalb von
Baufenstern zulässig. Böschungen dürfen nicht die des Straßenkörpers
ersetzen, sondern können erst außerhalb, auf dem eigenen Grundstück
errichtet werden. Stützmauern zur Errichtung von Höhenunterschieden
der Topografie sind stufenartig als Trockenmauern auszuführen und zu
begrünen. Mit Naturstein gefüllte Gabionen können ausnahmsweise
zugelassen werden.

Ö 5.0 Außenantennen
(§ 74 Abs.1 Nr.4 LBO) Pro Grundstück ist maximal eine Parabolantenne zulässig.

Ö 6.0 Ordnungswidrigkeiten
(§ 75 LBO) Ordnungswidrig nach § 75 LBO handelt, wer aufgrund von § 75 LBO

erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

(N)   Nachrichtliche Übernahmen
§ 9 Abs.6 BauGB
Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen, gemeindliche Regelungen zum Anschluss- und
Benutzungszwang sowie Denkmäler nach Landesrecht.

N 1.0 Abwassersatzung
Es gilt die Abwassersatzung der Stadt Grünsfeld. Aufgrund des
geplanten Einbaus von Zisternen empfiehlt sich eine rechtzeitige
Klärung der Genehmigung der Entwässerung von Vorhaben und
Bestand.
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N 2.0 Konfliktvermeidende Maßnahmen zum Erhalt geschützter Arten
(§ 15 Abs.4 Nr.2 BNatSchG) Siehe auch Eintragung im Planteil (P):

Es sind Maßnahmen erforderlich, um Gefährdungen von Tier- und
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu
vermeiden oder zu vermindern. Bisher wurden keine geschützten Arten
vorgefunden.
Zur Vermeidung unbeabsichtigter Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1
i. V. m. Abs. 5 BNatSchG empfehlen sich die Durchführungen folgender
Vorkehrungen:

N 2.1 Vorkehrung 1 [V1]
Vermeidung von Lichtsmog durch Reduzierung der Außenbeleuchtung
(Intensität, Dauer, Umfang), Vermeidung von horizontaler oder nach
oben gerichteter Abstrahlung. Einsatz von insektenfreundlicher
Beleuchtung (abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem
Lampengehäuse).

N 2.2 Vorkehrung 2 [V2]
Schutz angrenzender Strukturen und Begrenzung des Baufeldes: Keine
Lagerung von Baumaterial und Baufahrzeugen außerhalb des
Plangebietes.

(H)   Hinweise
H 1.0 Denkmalschutz

Werden im Bereich des Bebauungsplanes Hinweise auf eine
archäologische Fundstelle ersichtlich, so ist dies unverzüglich der
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und
die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist
(§ 20 DSchG). Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 27
DSchG BW wird hingewiesen.

H 2.0  Bodenschutz / Altlasten
H 2.1 Bodenschutz

Es wird hingewiesen auf die Bestimmungen des Bundes-
Bodenschutzgesetzes, insbesondere auf den § 4 Absatz 1:
„Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.“
Bei größeren Baumaßnahmen wird eine bodenkundliche Baubegleitung
durch eine Person mit bodenkundlichem Sachverstand empfohlen, damit
ein fachgerechter Umgang mit Böden und  Bodenmaterial sichergestellt
ist. Im Plangebiet sind dem LRA bisher keine altlastenverdächtigen
Flächen/Altlasten bzw. Verdachtsflächen/schädliche Bodenveränderungen
bekannt.

H 2.2 § 202 BauGB Es wird auf den in § 202 BauGB enthaltenen Schutz des Mutterbodens
bei Errichtung und Änderung von baulichen Anlagen hingewiesen:
„Der Mutterboden ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vernichtung und Vergeudung zu schützen.“

H 3.0 Altlasten
Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt.
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H 4.0 Baugrunduntersuchungen
Im Zuge von Bauarbeiten werden objektbezogene Baugrund-
untersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein
privates Ingenieurbüro empfohlen.

H 5.0  Geotechnische Hinweise LGRB
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant
bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A
138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines
entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen
oder von Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts,
zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene
Baugrund-untersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird darauf hingewiesen,
dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder Auszüge
daraus erfolgt.

H 6.0 Niederschlagswasserbeseitigung
Begrünte Dächer können zu einer gezielten Regulierung der
Abflussspenden von Niederschlagswasser beitragen. Dies erfordert
einen gesonderten Gründachaufbau, mit dem ungenutzter Reten-
tionsraum auf Dächern in das Regenwassermanagement integriert
werden kann. Begrünte Dächer senken folglich das Hochwasserrisiko.

 H 7.1 Nutzung regenerativer Energien
Erneuerbare Energieformen, wie

 Solaranlagen (Sonnenkollektoren)
 Photovoltaikanlagen
 Kraft-Wärme-Kopplung (BHKW)
 Wärmepumpen (Luft/Luft; Luft/Wasser)

sind im gesamten Plangebiet erwünscht. Für die Wärmegewinnung
mittels Geothermie ist eine separate Genehmigung beim Landratsamt
Main-Tauber-Kreis einzuholen.

H 7.2 Nutzung fossiler Energien
(Heizölanlagen) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne der

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 sind nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik aufzustellen und zu betreiben, d.h. sie
müssen dicht, standsicher und gegen die zu erwartenden
mechanischen, thermischen und chemischen Einflüsse hinreichend
widerstandsfähig sein.

H 8.0 Brauchwasser/Zisternen
Bei Verwendung von Regenwasser (Brauchwasser) besteht zum Schutz
des öffentlichen Trinkwassernetzes die Anzeigepflicht nach § 13 Abs. 1
und 4 Trinkwasserverordnung an das Gesundheitsamt und an die
zuständige Behörde, die Mitteilungspflicht an das Wasserversorgungs-
Unternehmen nach § 15 Abs. 2 AVB-WasserV und die Verpflichtung, die
Errichtung und den Betrieb von Regenwassernutzungsanlagen
entsprechend den Vorgaben der technischen Regel DIN 1989
vorzunehmen. Nach § 17 Abs. 6 Trinkwasserverordnung ist
sicherzustellen, dass zwischen der Trinkwasserinstallation und der
Brauchwasserinstallation keine Verbindung besteht und die
Brauchwasserleitung und deren Entnahmestelle dauerhaft zu
kennzeichnen sind.
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H 9.1 Niederschlagswasser
Es ist die schadlose Versickerung von unbelastetem Niederschlags-
wasser aus Regenereignissen auf dem eigenen Grundstück ist
zugelassen. Damit dies schadlos erfolgen kann, sind folgende
Voraussetzungen zu prüfen:

 Ob der Boden ausreichend durchlässig ist.
 Größere, zusammenhängende Retentionsflächen (z.B. Rasen)
 Nachbarliche Belange dürfen nicht gestört werden.

H 9.2 Starkregenereignisse
Von Starkregen spricht man, wenn es in kurzer Zeit und lokal begrenzt
intensiv regnet. Niederschlagsereignisse von z. B. 40, 60 oder mehr als
100 Litern pro m² in einer Stunde können gerade in den
Sommermonaten in Verbindung mit heftigen Gewittern große Schäden
verursachen.  Bei Starkregen können große Wassermengen in Haus
und Keller eindringen. Aufgrund der Hanglage der Grundstücke sind
objektbezogene Maßnahmen am eigenen Gebäude zu empfehlen.
Kellerfenster sind sinnvollerweise mit einer konstruktiven Erhöhung zu
versehen. Eingangstüren in Richtung Hang sollten über eine Erhöhung
von Hauseingängen durch Treppen oder Rampen gesichert sein. Das
Errichten von Bodensenken, Bodenschwellen und Aufkantungen,
Barrieresystemen, wasserdichte Fenster sowie Fensterklappen kann
zusätzlich sinnvoll sein.

H 10.0 Bestandteile des Bebauungsplanes
Der Bebauungsplan „Wendelsmühle“ besteht aus

- dem Textteil mit planungsrechtlichen Festsetzungen (F), den
Örtlichen Bauvorschriften (Ö) sowie
den Nachrichtlichen Übernahmen (N) und Hinweisen (H) sowie

- der Planzeichnung (P01) mit zeichnerischen Festsetzungen im
Maßstab 1:500

H 11.0 dem Bebauungsplan sind beigefügt - Begründung mit Umweltbericht (U) (Textteil)
- Plan (P02) Bewertung Naturhaushalt Bestand
- Plan (P03) Bewertung Naturhaushalt Planung
- Plan (P04) Grünordnungsplan
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Tierzoo Bauer)

Grünsfeld, den Joachim Markert, Bürgermeister


